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A. Bericht des Abgeordneten Exner 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung 
vom 9. Dezember 1965 im Zuge der dritten Bera- 
tung des Achten Rentenanpassungsgesetzes — 
8. RAG — Drucksachen V/20, V/80 — den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD — Umdruck 4 — , 
der an die Bundesregierung das Ersuchen richtet, 
zu überprüfen, ob und inwieweit die in den ver- 
schiedenen Zweigen des sozialen Leistungsrechts 
geltenden Anrechnungsbestimmungen reformbedürf- 
tig sind, dem Ausschuß für Sozialpolitik überwie- 
sen. Der Ausschuß hat den Antrag in sechs Sitzun- 
gen beraten. 

IL Ergebnis der Ausschußberatungen 

Bereits die ersten Erörterungen haben gezeigt, 
daß die vom Ausschuß für Sozialpolitik geforderten 
detaillierten Unterlagen über die finanziellen Aus- 
wirkungen der Anrechnungsbestimmungen vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
allein nicht beschafft werden konnten. Es war die 
Hilfe anderer Ressorts erforderlich, die bei vielen 
öffentlichen und sonstigen Stellen, denen die Zu- 
ständigkeit für die Auszahlung der Mittel aus den 
verschiedenen sozialen Leistungsbereichen obliegt, 
zeitraubende und einen hohen Verwaltungsaufwand 


erfordernde Umfragen durchführen mußten, um 
brauchbare Unterlagen zusammenzutragen. Hier- 
durch hat sich die Durchführung des Auftrages 
zwangsweise verzögert. 

Aber auch das Ergebnis dieser langwierigen Be- 
mühungen ist am Ende lückenhaft geblieben und 
vermochte nicht ganz die gewünschte Klarheit her- 
beizuführen. So lassen sich in keinem der insge- 
samt 16 Bereiche sozialer Leistungen, bei denen die 
Anrechnungsbestimmungen eine Rolle spielen, hin- 
sichtlich der finanziellen Auswirkungen für den 
Fiskus absolut sichere Zahlenangaben machen. In 
einigen Bereichen haben sich die ermittelten Unter- 
lagen lediglich für grobe Schätzungen als ausrei- 
chend erwiesen, und in anderen Leistungsbereichen 
ließ sich trotz aller Bemühungen nur derart lücken- 
haftes Material beschaffen, daß selbst grobe Schät- 
zungen nicht mehr möglich waren. In diesen Fällen 
hat man auf die Angabe von Zahlen ganz verzichten 
müssen. 

Die Hauptursache hierfür ist in der Tatsache zu 
erblicken, daß bei den meisten der in Frage kom- 
menden sozialen Leistungsträger für die Beantwor- 
tung der Fragestellung bisher keine geeigneten Sta- 
tistiken geführt werden. Dieser Mangel läßt sich in 
befriedigender Weise nur dann abstellen, wenn für 
alle öffentlichen und sonstigen Stellen ein gesetz- 
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lieber Auftrag für die Durchführung entsprechender 
Erhebungen gegeben würde. Der Ausschuß regt in 
Nummer 3 seines Antrags an, erforderlichenfalls 
diesen Weg zu gehen. 

Darüber hinaus möchte der Ausschuß sicherge- 
steiit wissen, daß mit diesen Statistiken künftig 
auch Zahlenmaterial zur Verfügung steht, aus dem 
sich in den einzelnen sozialen Leistungsbereichen 
der Personenkreis der durch die Anrechnungsbe- 
stimmungen Betroffenen exakt ermitteln läßt. Es 
soll sichtbar werden, wie viele Menschen von den 
Auswirkungen der Bestimmungen betroffen werden. 
Ferner sollen Angaben darüber gemacht werden, 
zu welchen Zeitpunkten die Freibeträge in den 
Anrechnungsbestimmungen für die verschiedenen 
sozialen Leistungsbereiche letztmalig festgelegt 
worden sind, um daraus schließen zu können, ob 
diese Freibeträge infolge der laufend steigenden 
Einkünfte eine stärkere oder schwächere Anrech- 
nung zur Folge haben. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurden Beden- 
ken gegen Nummer 3 des vom Berichterstatter vor- 
geschlagenen Ausschußantrags vorgebracht, weil 
dieser Auftrag eine erhebliche zeitliche Verzöge- 
rung für die Vorlage der von der Bundesregierung 
erbetenen Berichte zur Folge haben werde. Von 
den Sprechern der Koalitionsparteien wurde dem- 
gegenüber darauf hingewiesen, daß das unter Num- 
mern 1 und 2 des Ausschußantrags gewünschte Mate- 
rial vielfach von Stellen eingeholt werden müsse, 
gegenüber denen die Bundesregierung kein Wei- 
sungsrecht besitze. Es sei deshalb wichtig, der Bun- 
desregierung auch geeignete Instrumente für die 
Durchführung der Aufträge an die Hand zu geben. 

In ihren weiteren Änderungsvorschlägen zu dem 
Formulierungsvorschlag des Berichterstatters für 
den Antrag des Ausschusses kam es der SPD vor 
allem darauf an, den unter Nummern 1 und 2 gegebe- 
nen Auftrag an die Bundesregierung bis zum 
30. September zu terminieren. Die Bundesregierung 
sollte damit veranlaßt werden, sich intensiv für eine 
zügige Abwicklung des ihr erteilten Auftrages ein- 
zusetzen. Von seiten der Koalitionsfraktionen 
wurde demgegenüber auf die allgemeine Proble- 
matik von Terminsetzungen hingewiesen, die vor 
allem dann gegeben sei, wenn sich der erforderliche 
Arbeitsaufwand für die Durchführung des Auftra- 
ges — • wie in diesem Falle — so schwer übersehen 
lasse. Im übrigen sei es jedem Abgeordneten unbe- 
nommen, sich durch parlamentarische Anfragen 
jederzeit einen Überblick über den Stand der Bemü- 
hungen durch die Bundesregierung geben zu lassen. 
Der SPD-Antrag wurde von der Ausschuß-Mehrheit 
abgelehnt. 


III. Übersicht über die bisher feststellbaren 
finanziellen Auswirkungen der Anrechnung von 
Sozialleistungen untereinander 

Die folgenden Angaben über die finanziellen Aus- 
wirkungen der Anrechnungsbestimmungen in den 
insgesamt 16 Leistungsbereichen wurden im wesent- 


lichen durch das Bundesfinanzministerium ermittelt. 
Aus ihnen geht hervor, daß die Minderausgaben 
jährlich schätzungsweise insgesamt rund 2,5 Mrd. 
DM betragen. Auf den Bund entfallen davon rund 
1,4 Mrd. DM; die restlichen 1,1 Mrd. DM sparen die 
übrigen Kostenträger ein. Hinzu kommen die finan- 
ziellen Auswirkungen durch die Anrechnung der 
Erhöhungsbeträge des Siebten Rentenanpassungs- 
gesetzes (1965) in Höhe von schätzungsweise 
60,1 Mio DM (Minderausgaben Bund 35,6 Mio DM 
und die übrigen Kostenträger 24,5 Mio DM) und 
beim Achten Rentenanpassungsgesetz (1966) in 
Höhe von schätzungsweise 88 Mio DM (Minderaus- 
gaben Bund 46,1 Mio DM und die übrigen Kosten- 
träger 41,9 Mio DM). 

Es muß allerdings darauf hingewiesen werden, 
daß es sich bei diesen Zahlenangaben nur um Teil- 
beträge handelt, weil in einigen sozialen Leistungs- 
bereichen nicht die geringsten Anhaltspunkte für 
eine noch so grobe Schätzung zu ermitteln waren. 
Die effektive Gesamtsumme dürfte deshalb nicht 
unwesentlich höher liegen. 

Man ist auch der Frage nachgegangen, weiche 
Verwaltungsmehrkosten den einzelnen sozialen Lei- 
stungsträgern durch die Anwendung der Anrech- 
nungsbestimmungen für soziale Leistungen unter- 
einander entstehen. So weit Schätzungen möglich 
waren, ist man zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
Kosten der Verwaitungsmehrarbeit durchweg nur 
einen Bruchteil der eingesparten Leistung ausma- 
chen. Sie betragen z. B. bei der Unterhaltshilfe und 
den Ausbildungshilfen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 1,2 ^/o, bei der Förderung der beruflichen 
Fortbildung der unselbständigen Mittelschichten 
7 Vo, bei den Anpassungsbeihilfen nach dem Mon- 
tanunionsvertrag 3,7 Vo der durch die Anrechnung 
ersparten Beträge. Auch bei der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten, der Altershilfe für 
Landwirte und im Bereich der Bundesentschädi- 
gungsgesetzes sind die Mehrkosten nach Auskunft 
der zuständigen Stellen unverhältnismäßig niedri- 
ger als der jeweilige Anrechnungsbetrag. 

Eine geschlossene Übersicht über die finanziellen 
Auswirkungen der Anrechnung von Sozialleistun- 
gen untereinander vermittelt die als Anlage bei- 
gefügte Tabelle, die vom Bundesfinanzministerium 
zusammengestellt wurde. Sie gibt Aufschluß 

a) über den Betrag der Minderausgaben für den 
Fiskus (Spalte 2), 

b) über das Jahr dieser eingetretenen Minderung 
oder den Zeitraum, auf den sie sich erstreckt 
(Spalte 3), 

c) über die zusätzlichen Einsparungen auf seiten 
des Fiskus infolge des Siebten Rentenanpas- 
sungsgesetzes (1965, Spalte 4) und infolge 
des Achten Rentenanpassungsgesetzes (1966, 
Spalte 5). 

d) In Spalte 6 wird angezeigt, wem und in welcher 
Höhe die Einsparungen zugute kommen. 

Zu der Übersicht ist im einzelnen folgendes zu 
bemerken: 
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1. Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 
Kriegsopferversorgung 

a) Renten 

Durch Anrechnung der Renten aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen auf die einkommens- 
abhängigen Leistungen nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz (Ausgleichsrente, Ehegattenzuschlag, 
Kinderzuschlag, Elternrente) sind im Jahre 1965 


’ — in DM — 

bei 144 000 Beschädigten 250 962 000 

593 000 Witwen 758 040 000 

48 000 Waisen 29 448 000 

110 000 Eltern 129 372 000 

zusammen ... 1 167 822 000 


eingespart worden. In dem Gesamtbetrag sind die 
Auswirkungen des Siebten Rentenanpassungsgeset- 
zes in Höhe von 33 000 000 DM enthalten. Die Aus- 
wirkungen des Achten Rentenanpassungsgesetzes 
werden auf 43 542 000 DM geschätzt. 

In den vorgenannten Zahlen sind die Leistungen 
des Bundes für den Berufsschadensausgleich und den 
Schadensausgleich für Witwen (Haushaltsansatz 
1966: 228 300 000 DM für 482 305 Berechtigte) nicht 
berücksichtigt. Hier beeinflußt das übrige Einkom- 
men einschließlich der sozialen Leistungen die Be- 
messung der Schadensausgleiche nur unmittelbar. 

b) Kriegsopferfürsorge 

Soweit die Kriegsopferfürsorge in anderer Form 
als der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt 
gewährt wird, gibt es praktisch kaum Fälle, in 
denen Einkommen aus sonstigen sozialen Leistun- 
gen mindernd angerechnet wird. 

Anders ist es bei der ergänzenden Hilfe zum 
Lebensunterhalt selbst. Zwar ermöglichen die sta- 
tistischen Unterlagen nicht einmal eine Schätzung, 
in welcher Höhe Empfänger von Kriegsopferfür- 
sorge über Einkommen aus sonstigen Sozialleistun- 
gen verfügen, doch ist wenigstens bekannt, daß die 
Behörden der Kriegsopferfürsorge im Jahre 1964 
von anderen Sozialleistungsträgern Erstattungen in 
Höhe von rd. 21 Mio DM erhalten haben. Diese 
Erstattungen beruhen im wesentlichen darauf, daß 
die Behörden der Kriegsopferfürsorge für andere 
Träger von Sozialleistungen ganz oder teilweise in 
Vorlage getreten waren. 

Anhaltspunkte für eine Berechnung oder Schät- 
zung des Auswirkungen der Rentenanpassungs- 
gesetze sind nicht vorhanden. 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

Bei einer voraussichtlichen Rentenzahlung für das 
Jahr 1966 in Höhe von 3 152 000 000 DM werden 
durch die Anrechnung von Verletzten-, Witwen- und 
Waisenrenten aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung etwa 197 Mio DM eingespart. 


Ferner werden Leistungen der knappschaftlichen 
Rentenversicherung auch untereinander angerech- 
net, z. B. beim Zusammentreffen von Renten aus 
einer eigenen Versicherung mit einer Witwenrente, 
von mehreren Waisenrenten sowie einer eigenen 
Versicherung der Waisen mit einer Waisenrente. 
Zahlen hierüber konnten weder errechnet noch 
annäherungsweise geschätzt werden. 

Ebenso ist auch eine Errechnung oder Schätzung 
der Auswirkungen des Siebten und Achten Renten- 
anpassungsgesetzes nicht möglich. 


W ohnimgswesen 

Für die Beihilfe nach dem Wohngeldgesetz sind im 
Bundeshaushaltsplan 1966 100 Mio DM und in den 
Länderhaushaltsplänen insgesamt weitere 100 Mio 
DM ausgebracht. Auf die Beihilfen wird sonstiges 
Einkommen einschließlich sozialer Leistungen ange- 
rechnet. Die finanziellen Auswirkungen der Anrech- 
nung konnten jedoch mangels Unterlagen weder 
berechnet noch hinreichend genau geschätzt werden. 


Altershilfe für Landwirte 

Die Landwirtschaftlichen Alterskassen haben im 
Jahre 1965 etwa 475 Mio DM Renten an rd. 
400 000 Empfänger gezahlt. Infolge der Anrechnung 
anderer Sozialleistungen auf die Renten sind bei 
der Gewährung von vorzeitigem Altersgeld (§ 2 
Abs. 2 GAL) Mehrausgaben von rd. 3 Mio DM und 
bei der Gewährung von Altersgeld nach den Über- 
gangsbestimmungen (§§ 33, 34 GAL) Mehrausgaben 
von rd. 30 Mio DM jährlich vermieden worden. Im 
Jahre 1966 wird die Entlastung wegen der Verrin- 
gerung der Empfängerzahl voraussichtlich 32 Mio 
DM betragen. 

über die Auswirkungen des Siebten und Achten 
Rentenanpassungsgesetzes können mangels ausrei- 
chender Unterlagen keine Angaben gemacht wer- 
den. 


Bundesentschädigungsgesetz 

Durch die Berücksichtigung anderer sozialer Lei- 
stungen bei den Renten nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz sind bis zum 18. September 1965 bei 
einer Gesamtrentenleistung von etwa 8,9 Mrd. DM 
schätzungsweise 450 Mio DM eingespart worden. 
Die künftige Entlastung beläuft sich bei einer jähr- 
lichen Rentenzahlung von etwa 900 Mio DM vor- 
aussichtlich auf jeweils 45 Mio DM. 

Von den genannten Beträgen entfallen 55 ^/o auf 
den Bund und 45 Vo auf die Länder, somit auf den 
Bund 247,5 Mio DM für die Vergangenheit und 
24,75 Mio DM jährlich in der Zukunft, auf die Län- 
der 202,5 Mio DM für die Vergangenheit und 20,25 
Mio DM jährlich in der Zukunft. 

Die Auswirkungen des Siebten und Achten Ren- 
tenanpassungsgesetzes werden auf je etwa 4,5 Mio 
DM geschätzt. 
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Förderung der beruflichen Fortbildung der unselb- 
ständigen Mittelschichten 

Im Jahre 1965 wurden im Bereich der individuel- 
len Förderung insgesamt 38 633 062 DM an Beihil- 
fen bewilligt. Ohne die Anrechnung anderer Sozial- 
leistungen wären die Ausgaben zu Lasten des Bun- 
des schätzungsweise um 2,2 Mio DM höher gewesen. 

Die Auswirkungen des Siebten und Achten Ren- 
tenanpassungsgesetzes lassen sich weder errechnen 
noch schätzen. 


Studentenförderung 

a) Studenten, die einen Anspruch auf Ausbildungs- 
hilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz oder 
Erziehungsbeihilfe nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz haben, erhalten bis zum Einsetzen 
dieser Zahlungen eine vorschußweise Förderung 
nach dem Honnefer Modell oder, wenn sic zu- 
gewandert sind, enstprechend dem Honnefer 
Modell durch die zuständigen örtlichen Studen- 
tenwerke. Diese Vorschüsse werden aus Bundes- 
und Ländermitteln gezahlt. Zum Zwecke des 
Vergleichs sind daher den Erstattungsbeträgen 
nicht nur der Bundesanteil, sondern der Bundes- 
und Länderanteil zusammen gegenüberzustel- 
len, und zwar, weil die Zeitspanne zwischen 
Antragstellung und Auszahlung 9 bis 12 Monate 
beträgt, dem Erstattungsbetrag eines Jahres die 
Forderungssumme des jeweils vorhergehenden 
Jahres. Danach ergibt sich: 

Förderungsbetrag 1964 rd. 87 Mio DM 

Erstattungsbetrag 1965 3 060 000 DM 

Förderungsbetrag 1965 rd. 110 Mio DM 

Erstattungsbetrag 1966 2 Mio DM (geschätzt). 

Die Erstattungsbeträge kommen je zur Hälfte 
dem Bund und den Ländern zugute. 

b) Durch die Anrechnung der Ausbildungszulage 
nach dem Bundeskindergeldgesetz werden die 
Förderungsträger 1966 voraussichtlich in Höhe 
von schätzungsweise 6 Mio DM entlastet. 

c) Der Bezug von Sozialversicherungsrenten durch 
die Unterhaltsverpflichteten der geförderten Stu- 
denten wirkt sich dagegen auf die Förderungs- 
beträge bei den geltenden Freibeträgen für die 
Eltern praktisch nicht aus, so daß auch die Erhö- 
hung der Sozialversicherungsrenten durch die 
Rentenanpassungsgesetze die Förderungsbeträge 
kaum vermindern dürfte. 


Anpassungsbeihilfen nach Artikel 56 des Montan- 
union-Vertrages 

Auf die Anpassungsbeihilfen werden nach Maß- 
gabe der Richtlinien vom 7. August 1964 eine Reihe 
von anderen sozialen Leistungen angerechnet, die 
Knappschaftsrenten, Knappschaftsausgleichsleistun- 
gen, Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe. Bei 
einem Gesamtaufwand von bisher 33 Mio DM sind 


hierdurch Mehrausgaben von etwa 10 Mio DM ver- 
mieden worden, wovon der Bund sonst 7,5, die Hohe 
Behörde 2,5 Mio DM hätte tragen müssen. Im Jahre 
1965 wirkte sich die Anrechnung bei Gesamtauf- 
wendungen von 8,2 Mio DM zugunsten des Bun- 
des in Höhe von 2,4 Mio DM, zugunsten der 
Hohen Behörde von 0,7 Mio DM aus. 

Die Auswirkungen der Rentenanpassungsgesetze 
dürften sehr gering sein. Die Rentenerhöhungen 
werden im allgemeinen nur bei der Ubergangshilfe 
berücksichtigt und diese macht lediglich 0,6 Vo des 
Gesamtaufwands der gezahlten Anpassiingsbeihil- 
fen aus. 


Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im Rah- 
men der betrieblichen Altersfürsorge 

Nach den Richtlinien vom 17. Oktober 1951 wer- 
den bei der Gewährung der betrieblichen Altersfür- 
sorge andere Sozialleistungen angerechnet. Die 
Ermittlungen über die Höhe des dabei anfallenden 
Entlastungsbetrags konnten jedoch bisher noch 
nicht zum Abschluß gebracht werden. Es steht indes- 
sen bereits fest, daß die finanziellen Auswirkungen 
des Siebten Rentenanpassungsgesetzes 135 312 DM 
betragen. Die Auswirkungen des Achten Renten- 
anpassungsgesetzes werden auf 86 256 DM geschätzt. 


Arbeitslosenhilfe 

Auch hier kann der Anspruch auf den Hauptbe- 
trag der Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
durch Anrechnung anderweitigen Einkommens ein- 
schließlich sozialer Bezüge sich mindern oder in 
Wegfall kommen. Die Minderausgabe wird für das 
Jahr 1965 mit allem Vorbehalt auf 1,6 Mio DM 
geschätzt. 

In diesem Betrag sind die Auswirkungen des 
Siebten Rentenanpassungsgesetzes in Höhe von 
24 000 DM enthalten. Die gleiche Summe wird auch 
hinsichtlich des Achten Rentenanpassungsgesetzes 
angenommen. 


Beihilfen zum Lebensunterhalt nach dem Flücht- 
lingshilfegesetz 

Die Anrechnung sonstiger Sozialleistungen auf 
die Beihilfe zum Lebensunterhalt nach dem Flücht- 
lingshilfegesetz ist möglich, doch können z. Z. noch 
keine Angaben über die finanziellen Auswirkungen 
gemacht werden, weil die Durchführung des Ge- 
setzes erst angelaufen ist. Eine Anrechnung von 
Renten aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
kommt kaum vor; die Beihilfe zum Lebensunterhalt 
bekommen nämlich grundsätzlich nur Personen, die 
unter anderem vor ihrer Flucht selbständig waren 
und deshalb nur ausnahmsweise der gesetzlichen 
Sozialversicherung angehört haben. 

Auch die Rentenanpassungsgesetze wirken sich 
hier also kaum aus. 
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2. Auswirkungen für sonstige Kostenträger 

Lastenausgleich 

a) Unterhaltshilfe 

Auf die Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz werden im Jahre 1966 voraussicht- 


lich angerechnet: 

aa) in 290 000 Fällen Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung in Höhe von rd 380 Mio DM 

bb) in 88 000 Fällen Renten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz 
in Höhe von rd 85 Mio DM 

zusammen . . . 465 Mio DM. 


Dieser Betrag würde als Mehrausgabe allein den 
Lastenausgleichsfonds treffen, weil die Zuschüsse | 
der öffentlichen Haushalte und damit auch des 
Bundes zum Fonds ab einem Ausgabevolumen 
des Fonds von 1300 Mio DM jährlich nicht mehr 
wachsen (§ 6 Abs. 4 LAG) und diese Grenze 
bereits überschritten ist. 

b) Ausbildungsbeihilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 

Die Mittel für diese Maßnahme werden allein | 
vom Lastenausgleichsfonds aufgebracht. Bei Ge- i 
Samtaufwendungen für das Jahr 1966 von 
28 Mio DM beträgt die Einsparung durch die 
Anrechnung anderer sozialer Leistungen etwa 
2 Mio DM. 

Die Minderausgabe beläuft sich 1966 also voraus- 
sichtlich auf 467 Mio DM. In diesem Betrag ist der 
auf das Achte Rentenanpassungsgesetz zurückzu- 
führende Anrechnungsbetrag von 17,4 Mio DM 
enthalten. Die Anrechnung der durch das Siebte 
Rentenanpassungsgesetz verursachten Rentenerhö- 
hung wurde durch Leistungsverbesserungen ausge- 
glichen, so daß sie die Minderausgaben nicht ver- 
änderte. 

Sozialhilfe 

Die Sozialhilfe wird in Form der Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen und der Hilfe zum Lebensunter- 
halt gewährt. 


Bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen wird das 
übrige Einkommen im allgemeinen nicht angerech- 
net. Die Anzahl der im Verhältnis wenigen Fällen, 
in denen insbesondere andere Sozialbezüge die 
genannten Leistungen mindern, sowie die Höhe der 
Minderung sind aus den vorhandenen Statistiken 
nicht zu ersehen und auch im Wege der Schätzung 
nicht zuverlässig zu ermitteln. 

Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt wird jedes 
andere Einkommen einschließlich sozialer Bezüge 
voll berücksichtigt. Die hierdurch bedingte Minder- 
ausgabe wird für das Jahr 1964 auf insgesamt 
550 Mio DM veranschlagt. 

Die Auswirkungen des Siebten und Achten Ren- 
tenanpassungsgesetzes belaufen sich schätzungs- 
weise auf je 20 bis 25 Mio DM; hierbei wird aller- 
dings unterstellt, daß sich die Sozialhilfeleistungen 
in den Jahren 1965 und 1966 nicht verändert haben. 
Tatsächlich sind sie aber jährlich durch Anpassung 
an die gestiegenen Lebenshaltungskosten erhöht 
worden, so daß die durch die Rentenanpassungs- 
gesetze verursachten Minderausgaben weitgehend 
ausgeglichen wurden. 

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell- 
ten 

Durch das Zusammentreffen von Renten aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung und Renten aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten werden im Jahre 1966 vor- 
aussichtlich etwa 90 Mio DM eingespart. 

Die Auswirkungen des Siebten und Achten Ren- 
tenanpassungsgesetzes konnten mangels Unter- 
lagen weder berechnet noch geschätzt werden. 

Beihilfen zur Berufsausbildung nach dem Gesetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung 

Auf diese Beihilfe wird sowohl das Einkommen 
des Auszubildenden wie auch das seiner Unterhalts- 
pflichtigen angerechnet. In den Einkommen können 
auch soziale Leistungen enthalten sein. Es sind 
jedoch keinerlei Unterlagen für eine Berechnung 
oder zutreffende Schätzung der eingesparten Be- 
träge verfügbar. 


Bonn, den 24. Oktober 1966 


Exner 

Berichterstatter 
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Anlage 


Übersicht über die finanziellen Auswirkungen 
der Anrechnung von Sozialleistungen untereinander 

— in Millionen DM — 


Sachgebiet 

Betrag ' Zeitraum 

Zusätzliche Einsparung 
durch 

begünstigt 

der Minderausgaben 
(Einsparung) 

7. RAG 8. RAG 

(1965) (1966) 

1 1 2 I 3 1 4 1 5 1 6 

Kriegsopferrenten 

1 134,8 (T) 1965 

33 43,5 

Bund 

Kriegsopferfürsorge 

21 (T) 1964 

X X 

80 ^/o Bund 

20 ®/o Länder 

Knappschaftliche Rentenver- 
sicherung 

197 (T) 1966 

X X 

Bund 

Wohnungswesen 

X 

X X 

Bund 

Länder 

Altershilfe für Landwirte .... 

32 1966 

X X 

Bund 

Bundesentschädigungsgesetz . 

45 jährlich 

4,5 4,5 

55 Vo Bund 

45 Vo Länder 

Berufliche Fortbildung unselb- 
ständiger Mittelschichten .... 

2,2 1965 

X X 

Bund 

Studentenförderung 

8 (T) 1966 

0 0 

50 Vo Bund 

50 ®/o Länder 

Anpassungsbeihilfen nach 
Artikel 56 MUV 

3,1 1965 

X X 

77 »/o Bund 

23 «/o Hohe 

Behörde 

Betriebliche Altersfürsorge . . 

1,7 1965 

0,135 0,086 

Bund 

Arbeitslosenhilfe 

1,6 1965 

0,024 0,024 

Bund 

Flüchtlingshilfegesetz 

X 

X X 

Bund 

Lastenausgleichsgesetz 

Sozialhilfe 

449,6 1966 

0 17,4 

LA-Fonds 

550 1964 

20—25 20—25 

Länder 

Gemeinden 

Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten . . 

90 1966 

X X 

LVAen-BfA 

Beihilfen zur Berufsausbildung 
nach dem AVAVG 

X 

X X 

BAVAV 

Summe der Minderausgaben . 

davon entfallen auf Bund .... 

auf die übrigen Kostenträger 

2 534,3 

1 415,5 

1 118,8 

60,1 88,0 

35,6 46,1 

24,5 41,9 



Zeichenerklärung : 

(T) = Teilbetrag 

X = Betrag ist weder erredren- noch schätzbar 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. zu berichten, welche Anrechnungsbestimmungen 
in den verschiedenen Zweigen des sozialen Lei- 
stungsrechts vordringlich reformbedürftig sind; 

2. zu berichten, welche finanziellen Auswirkungen 
sich aus der Anrechnung von Sozialleistungen 
untereinander ergeben und welche Mehraufwen- 
dungen im Bundeshaushalt für eine mögliche 
Reform notwendig werden; 

3. erforderlichenfalls gesetzliche Maßnahmen vor- 
zuschlagen, die sie in die Lage versetzen, die 
unter Nummern 1 und 2 gewünschten Berichte 
erstatten zu können. 


Bonn, den 12. Oktober 1966 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Exner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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